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2 6 6 . Entschließung des Bundespräsidenten, mit der die Entschließung betreffend die Ausübung des
Rechtes zur Ernennung von Bundesangestellten geändert wird

2 6 7 . Verordnung: Änderung der Planstellenbesetzungsverordnung 1978

266. Entschließung des Bundespräsidenten
vom 18. Juni 1979, mit der die Entschließung
betreffend die Ausübung des Rechtes zur Er-
nennung von Bundesangestellten geändert

wird

Auf Grund des Art. 66 Abs. 1 B-VG ändere
ich die Entschließung vom 12. August 1924,
BGBl. Nr. 312, wie folgt:

Der dritte und der vierte Teilabsatz des Ab-
satzes 1 erhalten nachstehende Fassung:

„Richteramtsanwärter, Richter der Gehalts-
gruppe I mit Ausnahme der Präsidenten und
Vizepräsidenten der Landes- und Kreisgerichte
sowie des Handelsgerichtes und des Jugendge-
richtshofes und Staatsanwälte der Gehaltsgruppe I
mit Ausnahme der Leiter der Staatsanwaltschaf-
ten."

Kirchschläger
Kreisky

267 . Verordnung des Bundeskanzlers vom
13. Juni 1979, mit der die Planstellenbeset-
zungsverordnung 1978, BGBl. Nr. 2, geändert

wird

Auf Grund des § 3 Abs. 3 des Beamten-
Dienstrechtsgesetzes, BGBl. Nr. 329/1977, wird
verordnet:

Artikel I

Die Planstellenbesetzungsverordnung 1978,
BGBl. Nr. 2, wird wie folgt geändert:

1. Die §§ 4 und 5 haben zu lauten:

„§ 4. (1) Die Zustimmung zur Besetzung von
Planstellen für Richter gemäß § 25 des Richter-
dienstgesetzes, BGBl. Nr. 305/1961, gilt, sofern
nicht Abs. 2 anzuwenden ist, als erteilt für

1. die Ernennung eines Richteramtsanwärters
zum Richter der Gehaltsgruppe I ohne
Anspruch auf eine Verwendungszulage ge-
mäß § 68 a des Richterdienstgesetzes,

2. die Ernennung eines Richters in derselben
Gehaltsgruppe, soweit dieses Ernennungs-
recht vom Bundespräsidenten delegiert wor-
den ist.

(2) Die Zustimmung gemäß Abs. 1 Z. 2 gilt
nicht als erteilt, wen«

1. durch die Ernennung unmittelbar ein An-
spruch auf eine Verwendungszulage oder
eine höhere Verwendungszulage als bisher
gemäß § 68 a des Richterdienstgesetzes be-
gründet wird oder

2. durch die Ernennung die Gehaltsstufe 15
oder 16 gemäß § 66 Abs. 13 letzter Satz
des Richterdienstgesetzes anfällt.

§ 5. (1) Die Zustimmung zur Ernennung
im Dienstverhältnis im Sinne des § 8 Beamten-
Dienstrechtsgesetz von Staatsanwälten gilt, so-
weit dieses Ernennungsrecht vom Bundespräsi-
denten delegiert worden ist, als erteilt, sofern
sich die Gehaltsgruppe nicht ändert oder nicht
Abs. 2 anzuwenden ist.

(2) Die Zustimmung gemäß Abs. 1 gilt nicht
als erteilt, wenn durch die Ernennung unmittel-
bar ein Anspruch auf eine Verwendungszulage
oder eine höhere Verwendungszulage ab bisher
gemäß § 45 des Gehaltsgesetzes 1956 begrün-
det wird."

2. Im § 16 Abs. 2 wird die Zitierung „§ 4
Abs. 1 Z. 1, § 6" durch die Zitierung „§§ 4 bis 6"
ersetzt.

3. Die Anlage 1 wird durch die neue Anlage 1
ersetzt.

4. Die Anlagen 2 und 3 werden aufgehoben.

Artikel II

Die Verordnung tritt mit 1. Juli 1979 in
in Kraft. Auf die Besetzungen von Richter- und
Staatsanwaltsplanstellen, die mit Wirksamkeit
vom 1. Juli 1979 erfolgen, ist jedoch diese Ver-
ordnung sogleich nach der Kundmachung an-
zuwenden.

Androsch
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